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Wo ımmer der Mensch auf der Suche ist, sıch selbst UN dıe Welt ZU wyerstehen, bönnen
PaulIDLV mıl ıhm gehen.

Politik, Pä.rteien, irche
Im Vorftfeld un Begınn des Wahlkampfes 1St durch 7Zwischendurch gab auch bischöfliche Erklärungen D“O  >

parteipolitisch engagıerte un werbende Gruppen, die evangelischer UN katholischer Seıte sowohl ZUr rage der
betont die Wählerschaft iıhrer Konfession ansprechen oll- Wiählbarkeit tür Christen der 1M Wahlkampf kandıdie-
ten, un durch AÄußerungen VO  >; kirchlichen oder kiırchen- renden Parteien wWwI1e ZUrFr rage der renzen des politischen
bezogenen Repräsentativorganen auch 1m kirchlichen ngagements VO  w kirchlichen Amtsträgern. Es gab ıne
Raum lebhaften, teilweise heftigen politischen Auseın- „Vertrauenserklärung“ des Bischofs VO unster in einer
andersetzungen gekommen. Predigt in Oldenburg, 1n der Bischof Tenhumberg Ver-

sıcherte, INa  — könne VO  —$ allen Katholiken erwarten, „dafßDen Anfang machte der 1MmM Junı 1972, hauptsächlich VO
s$ie bei nüchternem Einblick in die politischen Realıtäten,Professoren un Publizisten ZUSAMMECNSZESETZTE hatholische

Arbeitskreis innerhalb der VO  — Günter Graß begründe- in die Programme un in die Fragen der Parteıien auf-
ten un heute noch VO ıhm geleiteten SPD-Wählerinitia- grund eigener Gewissensentscheidung wissen, wen Ss1e
tıve. Dieser stellte sıch der katholischen Oftentlichkeit miıt wählen können“ (zıt. nach der „Deutschen Tagespost“,
einer Broschüre VOTLT mMiıt dem Tenor, das Godesberger Pro- 8./9 7/2) Derselbe Bischof bekundete sein Bedauern,

komme der katholischen Soziallehre nächsten, dafß der Versuch einer Verbesserung des Verhältnisses
während höchst verderblich ür Christen sel,; das hri- zwischen katholischer Kıirche un SPD ıcht gelungen se1

un orderte zugleich die Geistlichen auf, 1n der Verkün-tentum mıiıt dem politischen Konservatısmus VO  «} DU/
CSU in Verbindung bringen. digung parteipolitische Neutralıtät wahren, w as bei-

spielsweise -F. Trost (im „Deutschen Allgemeinen Sonn-
Mıtte September, _ wenige Tage vor der Auflösung des tagsblatt“, 72) als Sorge interpretierte, aufbegeh-Deutschen Bundestages un: des offiziellen Beginns des rende Kapläne könnten die SPD empfehlen. Landes-Wahlkamptes, meldete sıch ıne größere ruppe „PIO-
mınenter Protestanten“ (darunter 1n größerer Zahl als bischot Dietzfelbinger warntfie 1n einem Brief 9l die Geilst-

lıchen seiner Landeskirche vor eıner „Überdimensionie-beim Katholischen Arbeitskreis auch Theologieprofesso- rung“ des Politischen in das Ideologische un: Religiöseren) un dem Titel „Wıder das Geschift miıt der Angst hineın un: orderte die Geistlichen auf, ıhren kirchlichen
iıne ‚Aktion für die Politik Brandt/Scheel“ Wort Auftrag nıcht durch „vordergründig Politisches oder Par-

teipolitisches“ überdecken (vgl epd, 7/2)
Parteipolitische Werbung und cQhristliche Motivatıon Dem Wort Dietzfelbingers folgte die Erklärung des Rates
Noch vorher, am 3() August, hatte der Geschäflsführende der EKD ZUr Bundestagswahl (vgl epd, 7/2) mM1t

Ausschuß des Zentralkomitees der deutschen Katholiken reıl ZAUS der Not geborenen, Aber sehr souveranen est-
stellungen: Es se1 nıcht Aufgabe der Kiırche, ıne be-nach einer Klausurtagung in uüunster ıne „Erklärung

ZUr bevorstehenden Bundestagswahl“ die Oftentlich- stiımmte Parteı empfehlen. Jle jetzt 1mM Bundestag
keit gebracht sS1e wurde inzwischen auch allen Pfarr- ve  en Parteijen sejen „fähig un geeignet, Regıe-
amtern zugesandt un in den Kirchen ausgelegt rungsverantwortun sachgemäfß wahrzunehmen“. Dıe

Wähler sollten sıch nıcht iın die Übersteigerung VO  $ Ge-die nıcht NUur die offiziellen Vertreter VO  $ der SPD un
FDP, sondern auch CDU-freundliche Katholiken den gensatzen hineinziehen lassen.
Einwand erhoben, ıhre Vertasser hätten siıch sehr VO Zugleich gab Anzeichen dafür, Man Vanll-

eigenen parteipolitischen Unterbewußtsein leiten lassen. gelischerseits Sanz 1 Unterschied ZU katholischen Ar-
Am 15 September, ebenfalls noch VOTLr der Auflösung des beitskreis iın der SPD-Wählerinitiatıve un: 1M Unter-
Bundestags, tolgte zusätzlich eın Aufruf der Arbeitsge- schied ZUrr: stark moralısch wertenden Auseinandersetzung
meinschafl der Katholischen Verbände, in dem die Ver- die UOstvertrage (vgl Maı VD 211) bestrebt
bandsmitglieder Zur aktıven Beteiligung Wahlkampf ist, bei parteipolitischer Werbung die „christliche“ Moti1-
aufgerufen werden. vatıon gegenüber den politischen Sachargumenten zurück-
Am DD September kam schließlich die „Erklärung der Lreten lassen. Dıiıe Autoren des Aufrufs „Wıder das

Geschäft MIt der AÄAngst erklärten auftf Einwendungen hınDeutschen Bischofskonferenz ZUT gesellschaflspolitischen
Entwicklung ın der Bundesrepublik“ , VO  e} der Kardinal nachdrücklich als „Bürger“ un: nıcht als „Träger kirch-
Döpfner versicherte, sı1e ware auch ohne bevorstehende lıcher Funktionen“ sprechen; S1e se]en nıcht die Kirche
Bundestagswahl gekommen, s1e erhalte allerdings durch un wollten auch ıcht die Kirche VOL einen bestimmten
S1e besondere Aktualıtät. politischen Karren SPpannenN.
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Kaum der Registrierung we  $ siınd die jeweiligen obligat wenn auch Nur schr Jlangsame ‘ Offnung des katholischen
polemischen Stellungnahmen der verschiedenen amtlıchen Bevölkerungsteıils, sSOWeıt kirchlich gebunden 1St, IM-Parteisprecher, wobej sıch fast von selbst versteht, da{ß über den anderen Parteien als Jlangfristiger TIrend ent-
SPD un FDP eLtw2 die Erklärung des ZdK als katho- scheidender se1in, als das, was 1M Zeitraum e1nes einzel-
lische Varıante VO  $ CDU-Propaganda abtaten un der NnNenN Wahlkampfes kirchlich eingefärbtem politischemSprecher der @B)  S gerade dieses Dokument „sehr beson- Bewußfßtsein hochkommt. Dennoch 1St die rage nıcht ohne
NnenN, sehr demokratisch un csehr klug“ tand, während Belang, wıieweılt durch die jetzıge polıtische Diskussion
den Aufruf der protestantischen Gruppe ZU „sımplen 1mM kirchlichen Raum NEUEC Trends gefördert oder alte
parteıpolitischen Manöver“ deklarierte, das obendrein stabilisiert oder rückgängig gemacht werden.
noch „dumm“ sel.
In der gleichen eıt singen aber auch Gesprächs- un Dreı Erklärungen auf einmal
Kontaktversuche polıtischer Parteıen miıt kirchlichen Per-

Unter diesem Gesichtspunkt verdienen gerade die eingangssönlichkeiten und Gruppen weıter, wobei gerade die
FDP gewiıß eın Novum 1mM Verhältnis VO  — Kırche un un 1mM Schlußteil dieses Heftes dokumentier-
Parteien iın einer Reihe VO Gesprächen 1n der Theo- ten Erklärungen un Aufrute katholischer Repräsentativ-
dor-Heuss-Akademie ın Gummersbach den Dıalog mıt Organce eine besonders aufmerksame Lektüre. An ıhnen

fällt eın Viertaches auf die Zahl und die zeitlichekatholischen Gruppen suchte.
Dıchte, 1n der sıe aufeinander folgten, die autffallende
Übereinstimmung 1n der Aufzählung un Wertung poli-Widersprüchliche Trends
tischer Sachfragen, der teıls scharfe; teıls geradezu dra-

Nun ware eın allzu schwieriges und vielleicht auch matische Ton, der unterschiedlich gelungene Versuch,
nutzloses Unterfangen, alle Aktivıtäten, Erklärungen die eigenen Intentionen un Formulierungen polıtisch dıf-
un: Gegenerklärungen, Angriffe, Rechtfertigungen un ferenziert un parteıipolitisch distanzıert vorzutragen.
Vermittlungen auf ihren realen Einfluß hın untfersu- Zum Ersten: Dreı politische Erklärungen verschiedener
chen oder sS1e auch Nnur als ıne Art Gradmesser der Ver- katholischer remıen ınnerhalb VO  3 vier Wochen hat
anderungen des politischen Klimas zwıschen Kirche un meıines Wıssens bisher noch bei keinem Bundestagswahl-Partejen oder als Meßßinstrument für die Verschiebungen kampf gegeben: ZUerst das ZdK, dann die Delegierten-parteipolıitischer Einstellung 1mM vermutlichen Wiählerver- versammlung der katholischen Verbände un schließlich
halten kırchlich engagıerter Gruppen un des Kirchen- die Bischofskonferenz, dıes 1St gewßß ıne ungewöhnlichevolkes insgesamt sehen. Der taktısche Einflufß einer Häufung VO  $ wahlkampfbezogenen Stellungnahmen.ZdK-Erklärung, die 1in den Kirchen ausliegt un gewiıiß Nun 1St treılich zweiıerle;j bedenken. Die Erklärung der
auch VO vornherein auf die Zustimmung einer breiten Deutschen Bischofskonferenz 1St eın Wahlaufruf, nıcht
Schicht stößt, 1st 1n Wıirklichkeit ebenso schwer einzu- 1Ur formal nicht, weil noch ein eigenes Wort ZUr Wahl
schätzen w1e eın Aufruf VO  _ Wiäahlerinitiativen ZUgunsten gekündigt 1St, sondern auch 1n der Sache nıcht, weıl dort
einer bestimmten Parteı, obwohl soz1alpsycholo- der Fınger auf Entwicklungen gelegt 1st, die längerfristiggyischen Gesichtspunkten eher anzunehmen iSt, da{fß in be1- angelegt siınd un die die Gesellschaft, nıcht Nnur den
den Fällen polıitische Haltungen atfırmatıv oder 1L1Ee- Staat un: schon Sal nıcht 1Ur die Parteıen betreften. SO-
ZatıV mehr bestätigt als verändert werden. dann wurden die Erklärungen durch die Zeitumstände

nahegelegt. Die Delegiertenversammlung der katholischenDıie eıt eines Wahlkampfes erweıst sıch auch als wenig
geeignet, Fragen des konfessionsbestimmten polıtischen Verbände, die satzungsgemäifß alle Jahre un deshalb
Verhaltens grundsätzlıch anzugehen, denn often un dieses Jahr ZUuU erstenmal außerhalb eines Katholiken-

stattfinden mußte, fiel einahe MI1t der Eröffnunggelegentlich auch dekouvrierend politische Interessen auch
kirchlicher Gruppen Wahlkampfzeiten ZU Vorschein des Wahlkampftes Die Herbstvollversamm-
kommen, schr verdeckt gerade dieser Wahlkampf MItTt ung der Bischofskonferenz findet routinemäßig in der
seiner notwendıgen Vergröberung der Argumentatıon die zweıten Septemberhälfte 1n Fulda Und selbst für die
tatsächliche politische Haltung der Bevölkerung und VeI- Erklärung des ZdK 1St das Argument des Präsıdenten, des
mutlich auch das tatsächliche Verhältnis der Partei:en rheinland-pfälzischen Kultusministers Vogel, verständ-
einander. Das xilt bereıits tür das Schlagwort der Polari- lıch, mMiıt dem dieser dem einzıgen SPD-Mitglied 1M Zen-

tralkomitee, H. Schmidt-Vockenhausen, entgegnNete, ınesıerung: Dort, der politische Tageskampf schärf-
sten wiırd, auf die Stimmen der Wiähler ankommt, Befassung der Vollversammlung des ZdK mıt der Erklä-
besonders 1mM Fall der Bundesrepublik, sıch ungefähr rung sCe1 deshalb nıcht möglıch SCWCESCI, weıl diese erst 1mM

November, also unmıiıttelbar VOTLT der Wahl, werde.gleich starke ager gegenüberstehen, mussen Aaus der Not
der taktischen Konfrontation polıtische Gemeinsamkei- Be1 den Verbänden mMag tur iıne eigene Erklärung auch
ten, auch solche, die durch gemeinsame Sachprobleme auf- die Tatsache ıne Rolle gespielt haben, daß S1e sıch 1m
gegeben sind, zurücktreten. Dadurch entsteht notwendig Zentralkomitee ohnehin nıcht stark vertreten sehen

un deshalb ıne Profilierung ıhrer Arbeitsgemeinschafteın Gefälle 7wiıschen der öftentlichen polıtischen Diskus-
S10N un der Grundorientierung der Parteıen, 1aber auch anstreben. Jedenfalls fand 1n der Delegiertenversamm-
zwischen den publizistisch ventilierten Meınungen un: lung der Antrag keine Zustimmung, sıch einfach der Er-

klärung des ZdK anzuschließen.der persönlıchen polıtıschen Einstellung der Masse der Be-
völkerung; dies gilt gewiıßß auch für den Bereich der christ- Zum Zweıten: In allen dreı Verlautbarungen fällt der
lichen Kırchen. So scheint beispielsweise doch eine Ab- dramatiısche Ton auf, in dem die polıtische Sıtuation in
flachung konfessionsbedingter Fronten Hınwendung der Bundesrepublik angesprochen wırd. Dies gilt beson-
eines beträchtlichen Teıls des stabıilitätsbewußten lıbera- ers für die ZdK-Erklärung, die gleich Begınn ZWel-
len protestantischen Bürgertums ZUr CDU, eine relatıve, mal VO  , der „ernsten“ bzw „kritischen Sıtuation uUunNnserebs
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Landes“ spricht; doch auch die Erklärung der Verbände gespitzten Sprache bedient, enthält ıcht NUr solche Passa-
spricht gleich 1n der ersten Zeıle VO  - einer „Sıtuation der SCN, die INa  — in ÜAhnlicher Formulierung auch schon au
besonderen Belastung UulscCIer freiheitlich-demokratischen dem Munde promiınenter Opposıitionspolitiker gehört hat
Ordnung“, un: die Bıschöte tadeln nıcht 1L1UIX die tort- Es werden auch alle jene Fragen unterlassen etwa2 die
aufende „Zerrüttung der menschlichen Grundwerte“, nach der Sozialbindung des Eıgentums, iınsbesondere des
sondern appellieren die Offtentlichkeit, die „auf dem Eıgentums Grund un Boden die auch als Kritik
sıttlıchen, wirtschaftlichen un polıtıschen Trümmerteld der CDU verstanden werden könnten. Die Aussöhnung
des Jahres aufgebaute Ordnung verteidigen un mıt dem europäischen (Osten wıird aum erwähnt, das
weıter entwickeln. Auch die Bischöfe sehen diese Ord- Thema Mitbestimmung 1St Sanz ausgeSDart, während die
NUunNns oftenbar gefährdet. Erklärung der Verbände immerhin die Sozialbindung des

Eigentums (in der Endfassung, nıcht aber 1mM ursprung-
lichen Entwurf) betont un: für 1ne Fortentwicklung derGemeihnnsame Anliegen, verschiedene Akzente sozialen Marktwirtschaft eintrıitt, „1N der die Stellung der
Arbeitnehmer durch erweıterte Formen der Mitbestim-Zum Drıitten: Neben dem gemeiınsamen dramatischen Ion

tällt noch mehr die Parallelität der angesprochenen DO- MUunNng gestärkt wird“.
litischen Probleme aut Dıie Konstanten siınd zahlreich.

Chance verpafßt?ÜUN: ULr vier: Den Abbau sıttlicher VWerte: Dıie ZdK-
Erklärung spricht VO  $ der zunehmenden Verwechslung Während die Bischöte un eın Stück weıt auch die Ver-
VO  - Freiheit MIt subjektiver Beliebigkeit; die Erklärung bände die Chance SENUTLZL haben, VO  3 katholischer Seıteder Verbände apostrophiert die „zügellose Ausbreitung her Sachfragen formulieren, die für eıne kritische Aus-gewaltverherrlichender und unsıttlicher Vorstellungen“.
Dıie Bischöte wenden sıch zusätzlıch den Trend, den einandersetzung miıt den Parteıen aller Programme BC-
Einzelnen VO  3 persönliıcher Verantwortung Zugunsten der eignet sind, hat das Zentralkomitee die gleiche Chance

offenbar nıcht genutzt. Freilich wırd Nan auch hier nüch-f entlichen and entlasten. lle reıi Verlautbarun-
tern urteilen mussen. Man annn VO  —$ einem remıum w1ıe

SCH wenden sıch einmütıg die bisherigen Pläne Zur

Retform des 6218 Dıie Warnung VOT radikalen Kräften: dem 30köpfigen Geschäftsführenden Ausschufß des Zen-
tralkomitees, dem Sanz überwiıegend aktıve CDU-Miıt-Die Bischöfe wenden sıch radikale Gruppen, die die glieder un: Sympathisanten angehören 1m Präsıdıiumparlamentarıische Demokratie „aushöhlen“ möchten; die

Erklärung spricht VO der Gefahr politischer Utopien, die siınd yleich 7wWel führende CDU-Paolitiker vertiretfen
nıcht können, daß S$1e be1 der Formulierungden freiheitlichen un: soz1alen Rechtsstaat gefährden; die „katholischer“ Stellungnahmen völlig VO  - ihrer Parte1i-ZdK-Erklärung warn gleich dreimal VOLr „Systemüber-

windung“. C) Dıie Absage eın Übergewicht des Staates zugehörigkeıt absehen können. Es wirkt allerdings polı-
tisch w 1e innerkatholisch weni1g glaubwürdıig, Wenn Man

gegenüber der Initiatıve des Einzelnen: In der Verbände- sıch dennoch verteidigt, als äge 1er keinerlei Gedan-
Erklärung 1St die ede VO versorgungsstaatlichen Ent- ken- und Interessenverfilzung VOT. In den etzten Jahrenwicklungen; die Bischöte sprechen einmal VO „Gefällig-
keitsstaat“, eın andermal VO  z} der Entmündigung des Eın- wurde öfters die Forderung erhoben, die Bischöfe sollten

sich in Fragen der Gesellschaft MI1t parteipolitischer KOom-zelnen durch staatlıche Versorgung un Planung; das ZdK zurückhalten, sıch mehr autf die Grundsätze kon-wendet siıch ebenfalls „dirıgistische“, „ VErSOTSUNGS-
staatlıche“ un „kollektivistische“ Tendenzen;: alle drei zentrieren un die konkreten polıtischen Tagesfragen den

Laıijen überlassen. An diesen Vorschlag scheinen sıch die
Warnen gezielt VOL einer Eiınengung der Tätigkeıit freier Bischöte diesmal selbst manchen Rat gehaltengesellschaftlicher Gruppen, Zusammenschlüsse un Ver- haben Wem aber einer Entflechtung 1m Verhältnis Kır-bände mehr oder wenıger deutlicher Anspielung auf
das kirchliche Wohlfahrtswesen. lle rel Erklärungen che—Parteıen Herzen lıegt, wırd sıch aum mi1ıt einer

Verlagerung VO  $ parteipolıtisch eingefärbten Stellung-verurteilen einheitlich das Umsichgreiten VO  —- Gewalt. nahmen VO  — eiınem Bischofs- einem La:engremium —

Zum Vıerten: Dennoch xibt beträchtliche Unterschiede. friedengeben. Selbstverständlich können Gruppen VO

Zunächst in sachlichen Schwerpunkten: Das ZdK un: die Katholiken mıiıt missiıonarıschem Bewußetsein, die sıch alle
Verbände sprechen beispielsweıse gemeınsam die wiırt- ühe geben zeıgen, wIıe unchristlich die Politik der
schaftliche Situation d} W as die Bischöfe erwartungs- Unionsparteien un w1e christlich-progressiv die der
gemäißs vermeiıden. Das ZdK die heutige eld- Sozialdemokraten ist, noch wenıger weıterhelten. ılf-
eNtwertun als soz1ıale Ungerechtigkeıit un verbindet reich WAre auf dem VWege einer ideologischen Entkramp-
damit die Adresse der Regierung, W1e deutlicher fung 7zwıschen Kirche un: demokratischen Parteıen NUuUr

nıcht seın könnte, die Aufforderung, Wirtschafts- un ıne andere Konzeption kirchlicher Repräsentatıivgremıien.
Fınanzpolitik das Gebot sozialer Gerechtigkeit ıcht daß sıch 1ne Unvereinbarkeit VO  $ kirchlichem un
stellen un nıcht ZSystemüberwindung mißbrauchen, parteıpolitischem Mandat innerhalb des deutschen Katho-
und fast wörtlich dasselbe wiederholt die Erklärung der lızısmus VO heute auf MOTrSCH durchsetzen lıeße, dazu
Verbände. Unterschiede sınd aber auch iın der Tendenz sind die gewachsenen Verästelungen 7zwıschen dem Zen-
teststellbar. war älßt schon die Auswahl der Sachfragen tralkomitee, den Katholischen Verbänden un: den
bei allen dre1 Erklärungen eine beträchtliche Dıstanz Unionsparteıen stark un: zahlreich. ber die
den Regierungsparteien erkennen, doch 1St die rage der politisch-kirchliche Glaubwürdigkeıit des deutschen Katho-
parteıpolitischen „Neutralität“ durchaus unterschiedlich lızısmus, sSOWeIlt gemeindlıch un verbandlıich 1im ZdK
geregelt. Das Z.dK hat sıch 1n diesem Punkt offtenbar die organısıert 1St, wird sıch auch nıcht durch Zuwahl einıger
wenıgste, die Bischofskonferenz die größte ühe gegeben. Angehöriger Aaus anderen Parteıen, sondern NUur durch
Der Tenor der ZdK-Erklärung, die sıch iıhrer plakatıven mehr personelle un sachliche Dıstanz allen Parteıen
K  urze  er bewußt einer vereinfachenden, aber polıtisch - erhalten bzw. wiederherstellen lassen. Seeber

475


